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Dissidenz am Wendepunkt

In der Sowjetunion geht die Ära des Dissidententums in seiner
offenen Form zu Ende. Die in den letzten Jahren laufend
gesteigerte Repression hat ihm die Atemluft genommen. Nun
werden Opposition und Menschenrechtsbewegung in den
Untergrund gedrängt.

Die «Selbstauflösung» der Moskauer Helsinki-
Gruppe, das heisst ihres Restbestandes, markiert
sowohl einen Schlusspunkt als auch einen
Wendepunkt. Als Jelena Bonner, die Frau des nach
Gorki verbannten Friedensnobelpreisträgers
Andrej Sacharow, am 8. September in Moskau das

Ende der Gruppe bekanntgab, befanden sich
gerade noch drei ihrer Mitglieder auf freiem Fuss:
sie selbst, der Mathematiker Naum Mejman und
die 75jährige ehemalige Advokatin Sofja Kali-
stratowa, der man soeben ein Gerichtsverfahren
wegen Verleumdung der Sowjetordnung
angedroht hatte. Alle übrigen Mitglieder (insgesamt
20) sind entweder eingesperrt oder in die Emigration

ausgesperrt worden.

Die Moskauer Helsinki-Gruppe war am 12. Mai
1976 mit dem Ziel gegründet worden, in der
Sowjetunion für die Verwirklichung der
Menschenrechtsbestimmungen einzustehen, die in
den KSZE-Schlussakten von Helsinki enthalten
sind. Tatsächlich hat die Gruppe in den sechs

Jahren ihres Bestehens 194 Dokumente heraus¬

gegeben, welche Menschenrechtsverletzungen
durch die Sowjetbehörden zum Gegenstand hatten.

Das Material, das auch im sowjetischen Sa-

misdat (dem Untergrund-Schrifttum) zirkulierte,
wurde (zum Teil via westliche Korrespondenten
in der Sowjetunion) den Regierungen der KSZE-
Signatarstaaten zugestellt und unter den Teilnehmern

an den KSZE-Nachfolgekonferenzen von
Belgrad 1977 und Madrid 1979 verbreitet. Dort
stellte wenigstens der amerikanische Delegierte
Max Kampelman seine Berichte für die Konferenz

nicht zuletzt aufgrund dieser Unterlagen
zusammen; andere Delegationen verhielten sich

«vorsichtiger».
Nach dem Vorbild der Moskauer Helsinki-Gruppe

entstanden ähnliche Gruppen in der Ukraine,
in Litauen, Georgien und Armenien. Sie bestehen

formell noch immer, aber ihre Tätigkeit wird
ihnen durch Sicherheitsdienst und Polizei so gut
wie verunmöglicht, so dass sie wegen Verfolgung
lahmgelegt sind. Insgesamt waren gut 70 Personen

als Mitglieder der Helsinki-Gruppen be¬

kannt. Über 40 von ihnen befinden sich heute in
Straflagern oder sowjetischen Verbannungsorten:

zählt man ihre Strafen zusammen, ergeben
sich 220 Jahre Gefängnis oder Lager und 125

Jahre Verbannung.
Der Gründer der Moskauer Helsinki-Gruppe,
der Physiker Prof. Jurij Orlow, wurde nach
seiner Verhaftung im Februar 1977 zu 7 Jahren
Lager strengen Regimes und nachfolgender
Verbannung für 5 Jahre verurteilt. Er befindet sich
heute in einem Lager für politische Häftlinge im
Ural und ist schwer krank.

Unter dem Einfluss der Moskauer Helsinki-
Gruppe hatten sich zehn offene Vereinigungen
gebildet, die sozusagen Tochterorganisationen
darstellten und mit legalen Mitteln gegen
obrigkeitliche Illegalität in speziellen Belangen kämpfen

wollten, zum Beispiel gegen die Verfolgung
von Gläubigen oder gegen den Missbrauch der
Psychiatrie zu politischen Zwecken. Auch ihre
Mitglieder sind durch Verhaftungen und andere
Repressionsmassnahmen dezimiert worden, und
vom grossen Umkreis der Moskauer Helsinki-
Gruppe ist nicht viel übrig geblieben. Nur eben
zwei der zehn Vereinigungen befinden sich heute
noch in einem funktionsfähigen Zustand: das
Katholische Komitee zur Verteidigung der Rechte
der Gläubigen in der UdSSR und die Initiativgruppe

zum Schutz der Rechte der Invaliden in
der UdSSR.

*
In analoger Weise hat man in der Sowjetunion in
den letzten Jahren schon die freie Gewerkschaftsbewegung

abgewürgt, soweit sie aus Personen
bestand, die mit ihrem Namen für die Rechte der
Arbeiter einstehen wollten und über die
Lebensbedingungen der Werktätigen informierten. Was

Lubarsky zur Zukunft
der Opposition

Cronid Lubarsky, der aus der Sowjetunion
emigrierte Astrophysiker, der heute in München

ein Nachrichtenbulletin über die UdSSR
(«Westi is SSSR») herausgibt, hat im ZeitBild
schon mehrmals über aktuelle Verhältnisse in
der Sowjetunion informiert. Wie haben ihn
gefragt, was er nach der Auflösung der
Moskauer Helsinki-Gruppe von der Zukunft der
Opposition in der UdSSR halte.

Lubarsky betont zunächst, dass die formell
freiwillige Auflösung der Gruppe faktisch
einer gewaltsamen Auflösung durch die Polizei
gleichzusetzen ist. Es liegt also effektiv
überhaupt kein Verzicht vor, sondern nur eine
aufgrund enormer Pression geschaffene
neue Lage.
Wird in Zukunft die Opposition in den Untergrund

gedrängt? Laut Lubarsky hat diese Zu- kriegsrechtliche Massnahmen.

kunft schon begonnen. In der Sowjetunion
gebe es eben jetzt eine starke Untergrundbewegung.

In ihrem Rahmen seien in der letzten
Zeit etliche neue Gruppierungen entstanden.
Ein interessantes Merkmal betrifft ihre soziale
Zusammensetzung: vorwiegend Söhne und
Töchter aus dem Establishment.

Was kann diese Untergrund-Opposition
bewirken? «Möglicherweise leider unter an-
derm Gewalt; ich halte das für eine echte
Gefahr.»
Das Verhalten der sowjetischen Behörden
läuft laut Lubarsky allmählich auf das Herbeiführen

eines inneren Kriegszustandes hinaus.
Ein Beispiel: Vom Ausland her kann man
aufgrund neuer sowjetischer Vorkehrungen
nicht mehr direkt Moskauer Telefonnummern
einsteilen (der umgekehrte Weg ist ohnehin
nicht möglich), sondern muss den Weg über
die Vermittlung nehmen. Dann wird die
Verbindung nach Verzögerungen hergestellt
oder auch nicht; Erleichterungen ergeben
sich einzig für den sowjetischen Abhördienst.
Für Lubarsky ist dieser Kampf gegen
Auslandkontakte «direkt eine kriegsrechtliche
Massnahme».
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